
  

 

„Offene strategische Autonomie“: 
eine entwicklungspolitische 
Standortbestimmung und 
Positionierung für die deutsche 
Entwicklungspolitik  

Stephan Klingebiel 

Zusammenfassung  
Dieser Policy Brief gibt einen Überblick und Ein-
schätzungen zu Debatten über Entwicklungspolitik. 
Angesichts veränderter internationaler Kontexte 
behandelt er die Notwendigkeit, die deutsche Ent-
wicklungspolitik langfristig neu auszurichten und 
Reformen anzustoßen. Formuliert werden fünf 
Empfehlungen für Entscheidungsträger: 

1. „Offene strategische Autonomie“ für Entwick-
lungspolitik: Entwicklungspolitik sollte eine ei-
genständige und komplementäre Rolle spielen, 
wenn Partner aus dem Globalen Süden unter-
stützt und globale öffentliche Güter bereitgestellt 
werden. „Offene strategische Autonomie“ könnte 
unterschiedliche Politikbereiche und Akteure in-
tegrieren, gleichzeitig aber eine gewisse Autono-
mie wahren, um wirksam zu agieren.  

2. Ziele neu definieren: Entwicklungspolitik gilt oft 
als rein altruistisch und humanitär, wobei sie je-
doch vielmehr als Soft-Power-Instrument zu ver-
stehen ist. Ein solches Verständnis könnte helfen, 
sich vom einengenden Diskurs über Werte und In-
teressen zu lösen. 

3. Schnittstellen-Management und ministerielle 
Zuschnitte: Es gibt Debatten über die Koordina-
tion zwischen Ministerien und ob ein eigenständi-
ges Entwicklungsministerium (BMZ) erforderlich 
ist. Ein effektiveres Schnittstellenmanagement 
und eine Bündelung von humanitärer Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit könnten Effizienz 
und Wirksamkeit erhöhen. Der derzeitige Koaliti-
onsvertrag sieht vor, die entwicklungspolitischen 
Mittel stärker zu koordinieren, aber bisher sind die 
Fortschritte begrenzt. Grundsätzlich sprechen 

Gründe für ein eigenständiges entwicklungspoliti-
sches Ressort in Deutschland. 

4. Strategische Ausrichtung bei der Umsetzung: 
Politikbasierte Finanzierungen sollten eine  
größere Rolle spielen, um Reformen und Trans-
formationen umfassender zu unterstützen. Es 
ist empfehlenswert, von einer angebots- zu ei-
ner nachfrageorientierten Entwicklungszusam-
menarbeit zu wechseln. Indem Direktleistungen 
kritisch hinterfragt werden, können Wettbewerb 
und Wahlmöglichkeiten für Partnerländer ge-
stärkt werden. Wie die Pakete Just-Energy- 
Transition-Partnerships und die europäische  
Global-Gateway-Initiative zeigen, werden mehr 
neue Lösungsansätze benötigt. 

5. Umgang mit populistischen und rechtsnatio-
nalen Strömungen: Entwicklungspolitik wird zu-
nehmend von rechten und populistischen Bewe-
gungen angegriffen. Diese Angriffe sollen gesell-
schaftliche Konsense untergraben. Als Reaktion 
darauf können diese Angriffe ignoriert oder die 
Scheinargumente entkräftet werden. Um der ver-
änderten Situation entgegenzutreten, sollten die 
demokratischen Parteien im Deutschen Bundes-
tag einen neuen parteiübergreifenden entwick-
lungspolitischen Konsens anstreben. 

Zusammenfassend ist es notwendig, weniger auf 
die populistisch geprägten projektbezogenen De-
batten einzugehen. Benötigt wird eine strategi-
schere und langfristigere Perspektive auf Entwick-
lungspolitik, die verschiedene politische und gesell-
schaftliche Interessen systematisch integriert und 
Aussicht auf eine flexible und partnerschaftliche 
Umsetzung gibt. 
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Einleitung 
Dieser Policy Brief gibt einen Überblick und Ein-
schätzungen zu Debatten über Entwicklungspoli-
tik. Mit einem Fokus auf Deutschland werden zu-
gleich laufende internationale Diskussionen be-
rücksichtigt. Dies geschieht selektiv und beleuch-
tet bewusst einzelne Aspekte – nicht alle relevan-
ten Themen erhalten Raum. 

In den letzten Monaten führten mehrere Auslöser 
in der deutschen Politik zu lebhaften Debatten 
über die Entwicklungspolitik. Breit diskutiert 
wurde, ob einzelne Projekte (Stichwort: „Radwege 
in Peru“) notwendig und wirksam sind. Aktuell lie-
fert der Druck, Einsparungen im deutschen Bun-
deshalt vorzunehmen, Anlass zu Diskussionen. 
Strukturelle Fragen aber finden vergleichsweise 
wenig Beachtung: Welche Aufgabe hat Entwick-
lungspolitik heute und in der Zukunft? Wie sehen 
die Veränderungen der nächsten Jahre aus? Wel-
chen Herausforderungen begegnet die deutsche 
Entwicklungspolitik? Im Folgenden werden einige 
Hinweise formuliert. 

Zu diesen zentralen Anliegen, so wird hier argu-
mentiert, leistet Entwicklungspolitik einen eigen-
ständigen Beitrag und sollte ihn auch leisten. Das 
Konzept „Offene strategische Autonomie“ 
lehnt sich an Positionierungsdebatten der Euro-
päischen Union (EU) an. Es kann hilfreich sein, 
um in der Entwicklungspolitik einerseits den Blick 
auf unterschiedliche Politikbereiche zu öffnen, 
andererseits aber eine gewisse Autonomie zu 
behaupten, um in diesem Politikfeld erfolgreich 
zu agieren.  

Trends in Partnerländern 
Die Veränderungen in der Entwicklungspolitik sind 
Reaktionen auf Dynamiken in Partnerländern, 
sich verändernde Rollen von Akteuren des Globa-
len Südens und Umbrüche in der globalen Politik. 

1. Durchschnittlich haben sich in den vergange-
nen Jahrzehnten die Lebensbedingungen für 
Entwicklungsländer bzw. die dortigen Bevölke-
rungen verbessert. Am Human Development 
Index (HDI) ist dies gut ablesbar. Der HDI 

wurde seit 1990 im Human Development  
Report als Messgröße eingeführt und geht dar-
über hinaus, nur die reine Wirtschaftskraft von 
Ländern zu erfassen. Im Schnitt haben sich 
der globale HDI-Wert und der HDI-Wert für 
Entwicklungsländer verbessert.  

Gleichwohl gibt es Ausnahmen. Einerseits auf-
grund der Covid-Pandemie und andererseits 
wegen der regionalen und globalen Auswirkun-
gen der russischen Aggression in der Ukraine 
– etwa Effekte auf Preise für Nahrungsmittel 
und Energie etc. Außerdem einzelne Länder – 
wie die Zentralafrikanische Republik, Sudan, 
die Demokratische Republik Kongo, in denen 
kaum oder keine solcher längerfristigen Fort-
schritte zu verzeichnen sind. Dies gilt insbeson-
dere für die fragilen Länder. 

Trotz durchschnittlich verbesserter Lebensbe-
dingungen gibt es für viele Entwicklungslän-
der noch immer viele strukturelle und akute 
Herausforderungen. Etwa die enormen Belas-
tungen der vergangenen Jahre aufgrund der 
Außenverschuldung zahlreicher Länder (etwa 
Malawi und Sambia), klimabedingte – oft fun-
damentale – sozio-ökonomische Krisen (etwa 
Tuvalu) sowie die Ungleichheit innerhalb der 
Länder (etwa Mosambik und Kolumbien).  

2. Über einen längeren Zeitraum hinweg konnten 
Länder graduieren, die ehemals als Entwick-
lungsländer eingestuft wurden. In den meisten 
internationalen Statistiken werden sie nicht 
mehr als Entwicklungsländer gezählt. Das DAC 
(Development Assistance Committee) der 
OECD (Organization for Economic Co-operation 
and Development) überprüft regelmäßig die 
Liste der Länder, die ODA-Leistungen (Official 
Development Assistance) erhalten können. 
Von der Liste gestrichen werden die Länder, 
die in die Gruppe mit einem hohen Einkommen 
aufrücken. Dieser Prozess wird als Graduie-
rung bezeichnet. Südkorea (bis 2010) und Chile 
(bis 2018) etwa waren früher ODA-Empfänger-
länder.  

Eine wichtige Etappe wird mit der Graduie-
rung Chinas erreicht werden. Nach den DAC-

https://www.imf.org/external/pubs/ft/dsa/dsalist.pdf
https://data.worldbank.org/indicator/SI.POV.GINI
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Regeln wird China voraussichtlich im Septem-
ber 2029 nicht mehr als Entwicklungsland zäh-
len. Erforderlich ist, dass drei Jahre in Folge ein 
Einkommen über dem definierten Schwellen-
wert erzielt wurde (derzeit: Pro-Kopf-Einkom-
men von mehr als 13.845 US-Dollar (2022)). 

3. Die Abhängigkeit von Mitteln der Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) ist über längere Zeit-
räume betrachtet für die meisten Entwicklungs-
länder gesunken. Indien als Mitteleinkom-
mensland hängt nur noch zu 0,1 Prozent 
(2021) von ODA ab, Äthiopien weist eine 
Quote von 3,6 Prozent auf und ist mit Tansania 
(3,8 Prozent) vergleichbar. Nach wie vor aber 
gibt es Länder wie Burundi (20,3 Prozent), die 
mit 20 Prozent und mehr ihrer Wirtschaftskraft 
von ODA abhängig sind. 

4. Eine der wichtigsten Erkenntnisse ist, dass die 
Akteure des Globalen Südens in den letzten 
Jahren für internationale Kooperationsbezie-
hungen der deutschen und europäischen Poli-
tik enorm an Bedeutung gewonnen haben. 
Dies gilt für einzelne Länder, allen voran China 
und Indien, letztlich jedoch für jede Stimme in 
der UN-Generalversammlung. Es gilt aber 
auch für wichtige Zusammenschlüsse wie die 
wachsende Gruppe der BRICS+-Staaten oder 
für die Afrikanische Union. Der Globale Süden 
entwickelt sich zusehends zu einem hart um-
kämpften strategischen Partner in einer fluktu-
ierenden Geopolitik (Klingebiel, 2023). 

Der Globale Süden als Kategorie suggeriert die 
Homogenität einer Ländergruppe, die in der Rea-
lität nicht existiert. Allein die Zahl der Länder mit 
ihren höchst unterschiedlichen Voraussetzungen 
– etwa hinsichtlich der Bevölkerungszahlen, der 
Regierungssysteme und der wirtschaftlichen 
Leistung – zeigt, wie unscharf oder sogar irrefüh-
rend eine vereinfachende Kategorisierung sein 
kann. Dennoch einen die Gruppe (etwa in Form 
der Gruppe der 77) in der Regel ähnliche histori-
sche Erfahrungen, eine Unterrepräsentation in 
globalen Institutionen und ihre Positionierung ge-
genüber westlichen Staaten. Der Globale Süden 
ist in einem erheblichen Maße Schauplatz von po-
litischen, ökonomischen und vielfach auch mili-

tärischen Auseinandersetzungen. Allerdings – 
und dies ist ein wesentlicher Unterschied zu frühe-
ren Zeitabschnitten: Länder und Zusammen-
schlüsse des Globalen Südens sind mittlerweile 
wesentliche Mitgestalter in den internationalen 
Beziehungen. Dies gilt allen voran für China, aber 
auch für Indien und andere Akteure. Wie sich Süd-
afrika oder Brasilien, aber zunehmend auch klei-
nere Staaten (wie Ruanda) gegenüber Russland 
und China verhalten, ist etwa bei Abstimmungen 
in der Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen von erheblicher internationaler Bedeutung. 

Die geopolitischen Verwerfungen betreffen alle 
Politiken. Entwicklungspolitik fokussiert auf den 
Globalen Süden – dies ist fundamentales We-
sensmerkmal des Politikfeldes. Insofern ist die 
Frage sehr wichtig: Was bedeutet all dies für ent-
wicklungspolitische Konzepte, Narrative und für 
die operative Umsetzung? 

Veränderte Entwicklungspolitik 
Entwicklungspolitik in Deutschland, der EU und 
anderen westlichen Ländern hat sich in den ver-
gangenen Jahren stark verändert. Das liegt zu ei-
nem erheblichen Teil an dem sehr veränderlichen 
internationalen Kontext und hat vor allem vier 
Gründe: 

1. Die neue Bedeutung geopolitischer und geo-
ökonomischer Themen (systemischer Wettbe-
werb der USA und westlicher Akteure mit 
China; Auswirkungen der russischen Invasion 
in der Ukraine; Zugang zu zentralen Rohstof-
fen etc.) sowie eskalierende Gewaltkonflikte 
und daraus folgende humanitäre Notlagen 
(wie etwa die Situation in Gaza nach den Ter-
rorangriffen der Hamas auf Israel vom 7. Ok-
tober 2023). Beispiel: Die EU plant seit Ende 
2021, den chinesischen Infrastrukturprogram-
men Alternativen entgegenzusetzen (Stich-
wort Global-Gateway-Initiative). Entwicklungs-
zusammenarbeit ist für den öffentlichen Fi-
nanzierungsanteil dieser Initiative eine zent-
rale Säule. 

2. Die Klimakrise und die Relevanz von CO2- 
Reduktion und Anpassungsmaßnahmen: 2009 

https://public.tableau.com/views/OECDDACAidataglancebyrecipient_new/Recipients?:embed=y&:display_count=yes&:showTabs=y&:toolbar=no?&:showVizHome=no
https://public.tableau.com/views/OECDDACAidataglancebyrecipient_new/Recipients?:embed=y&:display_count=yes&:showTabs=y&:toolbar=no?&:showVizHome=no
https://www.tandfonline.com/doi/pdf/10.1080/01436597.2021.1948831
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verpflichteten sich die Industrieländer, die Ent-
wicklungsländer jährlich mit mindestens 
100 Mrd. US-Dollar dabei zu unterstützen, die 
CO2-Emissionen zu reduzieren und Anpas-
sungsmaßnahmen zu ergreifen. Die Klimafi-
nanzierungsarchitektur soll bis Ende 2024 auf 
eine neue Grundlage gestellt werden. In der 
Klimafinanzierung tragen wohlhabende Län-
der einerseits eine große Verantwortung. An-
dererseits verfolgen sie auch ein enormes Ei-
geninteresse, da die Folgen des Klimawan-
dels nicht zuletzt in Deutschland spürbar sind. 
Klimafinanzierung ist ein wichtiger Anlass, 
globale öffentliche Güter bereitzustellen und 
bedient damit unmittelbare Eigeninteressen. 
Soweit dieses Geld aus den öffentlichen 
Haushalten stammt, werden diese Mittel über-
wiegend als Entwicklungszusammenarbeit 
verbucht. 

3. Der politische Ansatz, aktives Migrationsma-
nagement zu betreiben, ist seit 2015 ebenfalls 
ein wichtiger Auslöser für entwicklungspoliti-
sche Veränderungen. Beispiel: Seit 2023 hat 
die EU mit Tunesien, Ägypten und Maureta-
nien Abkommen über Migrationsmanagement 
vereinbart. Sie bauen auf einem ersten Ab-
kommen (2016) dieser Art mit der Türkei auf 
(Keijzer, 2024). Aus den verschiedensten 
Gründen sind sie umstritten und dennoch ist 
Entwicklungszusammenarbeit ein Element 
dieser Vereinbarungen.  

4. Populistische und rechtsnationale Strö-
mungen, die zunehmend in Parlamenten und 
Regierungen vertreten sind, dort öffentliche 
Debatten mitprägen und den Diskurs über die 
Sinnhaftigkeit von Entwicklungszusammenar-
beit stark mitbestimmen. Dies gilt zunehmend 
für Deutschland. 

Diese Gründe haben sich in vielfältiger Weise auf 
Politik, politische Entscheidungen und gesell-
schaftliche Wahrnehmungen ausgewirkt. Dies 
trifft auf Entwicklungspolitik und andere Politikfel-
der zu (Diplomatie, Verteidigungspolitik, Außen-
wirtschaftspolitik etc.), deren Fokus darauf liegt, 
internationalen Herausforderungen zu begegnen. 

In der Entwicklungspolitik lässt sich dies auf ver-
schiedenen Ebenen erkennen: 

Motive und Narrative: Grundsätzlich verfolgt Ent-
wicklungspolitik vermehrt geopolitische und geo-
ökonomische Eigeneinteressen, klimabezogene 
und migrationsbezogene Ziele, aber auch ver-
stärkt andere Eigeninteressen. Dies gilt etwa für 
die Förderung der eigenen Wirtschaft und Unter-
nehmen. Entsprechend weniger prominent kursie-
ren Werte wie Gerechtigkeit und Solidarität, Part-
nerländerinteressen, die globale Nachhaltigkeits-
agenda (Agenda 2030) und klassische Diskurse 
über die Effektivität von Entwicklungszusammen-
arbeit. 

Strategien und Akteure: Deutlich werden die 
veränderten Motivationen und Narrative auf der 
Ebene strategischer Ansätze, bei dem Agieren 
entwicklungspolitischer (politischer und umset-
zungsbezogener) Akteure sowie beim gemeinsa-
men oder koordinierten Vorgehen von Politikbe-
reichen. Entscheidungen, die Ukraine massiv zivil 
zu unterstützen oder angesichts der humanitären 
Katastrophe in Gaza durch Hilfe von außen zu un-
terstützen, dürften in aller Regel von übergeord-
neter politischer Bedeutung und von Akteuren jen-
seits der Entwicklungspolitik (mit-)bestimmt sein. 
Weitere Beispiele sind die erste deutsche natio-
nale Sicherheitsstrategie, Strategien mit Blick auf 
die Indo-Pazifik-Region sowie China-bezogene 
Strategien. Das Schnittstellenmanagement von 
Entwicklungspolitik mit anderen Politikfeldern wird 
immer relevanter.  

Implementierung: Projekte und übergreifende 
Programme spielen bei der operativen Umset-
zung von Entwicklungspolitik weiterhin eine Rolle. 
Im Großen und Ganzen aber hat der Ansatz, viel-
schichtige Themen wie „Klimawandel“ und „geo-
politischen Wettbewerb“ oder „Migrationsma-
nagement“ anzugehen, in den vergangenen Jah-
ren dazu geführt, dass Entwicklungspolitik eine 
wichtige Säule von komplexeren politischen Re-
aktionen wurde. Politik bemüht sich vermehrt da-
rum, größere „Pakete“ zu schnüren, die verschie-
dene öffentliche und private Finanzierungen ver-
einen. Entwicklungspolitik ist dabei eine zentrale 
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Säule der öffentlichen Finanzierung. Solche An-
sätze zeigen sich für Deutschland und die EU 
insbesondere bei (i) Just Energy Transition  

Partnerships (JETPs), (ii) der Global-Gateway- 
Initiative und (iii) den EU- und deutschen  
Migrationsabkommen. 

Box 1: Was ist Entwicklungspolitik und was ist Entwicklungszusammenarbeit? 

Für die Frage, wie die entwicklungspolitische Diskussion in Deutschland geführt wird, ist es sinnvoll, 
die begrifflichen Grundlagen zu erörtern. Der Begriff Entwicklungspolitik geht über Entwicklungszusam-
menarbeit (EZ) hinaus und umfasst drei Dinge (Ashoff & Klingebiel, 2014): 

1. Die Verbesserung der Lebensbedingungen in Partnerländern durch EZ. Hier stehen also Maßnah-
men im Vordergrund, die die sozio-ökonomische Entwicklung von Entwicklungsländern unterstützen 
sollen. Für EZ gibt es eine wichtige internationale Übereinkunft, was darunter zu verstehen ist. Der 
DAC ist die entscheidende Plattform, in der sich Deutschland mit 31 weiteren OECD-Mitgliedern 
zusammengeschlossen hat. Der DAC führt eine Liste der Länder, die als Entwicklungsländer aner-
kannt werden und berechtigt sind, ODA zu erhalten.  

Die Liste unterscheidet vier Kategorien von Entwicklungsländern – von am wenigsten entwickelten 
Ländern bis zu weiter fortgeschrittenen Entwicklungsländern. Für viele Leistungen der deutschen 
EZ oder der Weltbankgruppe variieren die Vergünstigungen. Ärmere Entwicklungsländer erhalten 
von der Finanziellen Zusammenarbeit der KfW-Entwicklungsbank beispielsweise sehr günstige Kre-
dite oder vollständige Zuschüsse (grants). Für besser gestellte Länder aber sind Entwicklungskre-
dite zwar vergünstigt, liegen jedoch deutlich näher an den Konditionen der Finanzmärkte. Die Tech-
nische Zusammenarbeit vonseiten der GIZ ist grundsätzlich als Zuschuss organisiert. Das hat für 
Partnerländer Vorteile (keine Auswirkungen auf die Verschuldungssituation), aber auch Nachteile 
(keine Alternativen zur GIZ; kaum Vergleichsmöglichkeiten für Qualität und Preis).  

Über politikbasierte Ansätze lassen sich größere Reformthemen mit Partnerländern thematisieren. 
Für entsprechende Finanzierungsansätze empfehlen sich vorrangig die Weltbank und regionale 
Entwicklungsbanken. 

2. Da Entwicklungspolitik globale Rahmenbedingungen und Regelwerke mitgestaltet, geht sie über 
konkrete Vorhaben in Partnerländern hinaus. Die Agenda 2030 und mit ihr die 17 Sustainable De-
velopment Goals (SDG) sind eine Zielbestimmung für alle Länder, und entwicklungspolitische Ak-
teure haben sie maßgeblich geprägt. Demnach wird Entwicklungspolitik auch entlang von Normen 
und Regeln von Global-Governance-Strukturen verfolgt.  

Es geht auch darum, Akteure aus dem Globalen Süden in Global-Governance-Strukturen fair ein-
zubeziehen. Ein solcher Schritt erfolgte 2023, als beschlossen wurde, die G20 um einen Sitz für die 
Afrikanische Union zu erweitern. In anderen internationalen Gremien – von der Weltbankgruppe bis 
hin zum UN-Sicherheitsrat – sind Entwicklungsländer weiterhin unterrepräsentiert. Andere Debatten 
betreffen den Abstimmungsbedarf mit Akteuren, die Entwicklungsthemen beeinflussen. China ist 
bekanntermaßen durch seine Entwicklungsinitiativen ein hochrelevanter Akteur in zahlreichen Ent-
wicklungsländern (Belt-and-Road-Initiative oder die Global-Development-Initiative (GDI)). Ein Aus-
tausch zu diesen Themen mit China ist im Interesse von Deutschland und der EU.  

3. Zur Entwicklungspolitik gehören ebenso Fragen der Kohärenz zugunsten globaler nachhaltiger Ent-
wicklung. Dabei geht es um die Auswirkungen anderer Politikfelder auf die Entwicklungschancen 
des Globalen Südens (etwa Folgen der Agrar- und Handelspolitik der EU). In diesem Sinne wird von 
Entwicklungspolitik mehr und mehr erwartet, die Ziele anderer Politikfelder – wie beispielsweise die 
EU-Migrationspolitik – zu unterstützen. 



IDOS Policy Brief 26/2024 

 6 

Deutschlands Leistungen 
2023 betrug der ODA-Umfang von Deutschland 
36,7 Mrd. US-Dollar, was einem Anteil an der 
deutschen Wirtschaftskraft (Bruttonationalein-
kommen, BNE) von 0,79 Prozent entspricht (so-
genannte ODA-Quote). Unter den DAC-Gebern 
steht Deutschland damit vom Volumen her auf 
dem zweiten Platz hinter den USA und relativ 
am BNE gemessen auf dem vierten Platz hinter 
Norwegen, Luxemburg und Schweden. Alle Bun-
desregierungen der letzten Jahrzehnte bekann-
ten sich für Deutschland mindestens zum  
0,7-Prozent-Ziel. Erreicht wurde es erstmals 
2016, dann erneut in den Jahren 2020, 2021, 
2022 und 2023. 

Um die deutschen Leistungen zu bewerten, sind 
einige Hintergründe relevant: 

1. Entwicklungspolitische Kooperation geht oft 
über das Ziel hinaus, Partnerländer in ihrer so-
zioökonomischen Entwicklung zu unterstüt-
zen. Dies trifft besonders für die Ukraine zu. 
Denn die Folgen der russischen Aggression 
reichen weit über ein spezifisches entwick-
lungspolitisches Interesse Deutschlands oder 
das anderer DAC-Mitglieder hinaus. Derzeit ist 
die Ukraine das bei weitem größte Empfänger-
land für die DAC-Geber. 2023 stellten sie ihr 
20 Mrd. US-Dollar bzw. neun Prozent ihrer 
ODA für zivile Zwecke zur Verfügung. Aus 
Deutschland erhielt die Ukraine in den Jahren 
2022 und 2023 jeweils einen Betrag von gut 
zwei Mrd. US-Dollar. Damit ist die Ukraine das 
Hauptpartnerland. 

Ähnlich verhält es sich bei anderen Themen, 
die oft jenseits der Entwicklungspolitik viel poli-
tische Aufmerksamkeit auf sich ziehen. Dies 
gilt etwa für die Global-Gateway-Initiative der 
EU. Sie zielt wesentlich darauf ab, den chine-
sischen Einfluss in Entwicklungsregionen zu 
begrenzen. Es betrifft auch Mittel für die inter-
nationale Klimafinanzierung, die jenseits eines 
entwicklungspolitischen Fachressorts gesamt-
politisch von Interesse ist. Insofern befördert 
Entwicklungspolitik übergeordnete politische 
Agenden. 

3. Ein erheblicher Teil der deutschen ODA ist 
kalkulatorischer Art. Dies sind keine Mittel aus 
dem Bundeshaushalt, die für entwicklungspo-
litische Zwecke – also Transferleistungen an 
Partnerländer – vorgesehen sind. Viele Leis-
tungen sind vielmehr rechnerisch erbrachte 
Beiträge oder Marktmittel.  

Drei Beispiele: (i) Leistungen für Flüchtlinge, 
die in Deutschland untergebracht werden, 
können nach bestimmten Kriterien als ODA 
gemeldet werden. Diese Mittel stehen nicht für 
Entwicklungsmaßnahmen in Partnerländern 
zur Verfügung. Das trifft allein auf 19,5 Pro-
zent der deutschen ODA zu (2023). Internati-
onal wird darüber gestritten, ob die Geberlän-
der nicht ihre ODA-Leistungen mit den Flücht-
lingsaufwendungen im eigenen Land künst-
lich „aufblähen“. 

(ii) Ähnlich sieht es bei den Studienplatzkos-
ten aus, die die Bundesländer für Studierende 
aus Entwicklungsländern als ODA melden. 
Diese kalkulatorischen Kosten werden in 
Deutschland von den Bundesländern getra-
gen und betrugen im Jahr 2022 5,3 Prozent 
der ODA. 

(iii) Es können Marktmittel als ODA eingesetzt 
werden, die die KfW mobilisiert und Partner-
ländern zu günstigen Konditionen als Förder-
kredite anbieten kann. Gestützt auf das ausge-
zeichnete Rating der KfW an den Finanzmärk-
ten, kann die Bundesregierung so gute Kondi-
tionen für internationale Kooperationsvorha-
ben nutzen, ohne Mittel aus dem Bundes-
haushalt einsetzen zu müssen. 2022 entspra-
chen diese Marktmittel einem Anteil von 
4,2 Prozent an der deutschen ODA. 

4. Schließlich stammt ein Teil der deutschen 
ODA aus Mitteln des Bundeshaushaltes. Ins-
gesamt verfügen 17 Einzelpläne (2021) des 
Bundes über Mittel, die als ODA angerechnet 
werden können. Zwei Ministerien fallen be-
sonders ins Gewicht: Erstens, das Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ), dessen Anteil 
etwa ein Drittel der gesamten deutschen ODA  

https://www.oecd-ilibrary.org/sites/2dcf1367-en/1/3/1/1/index.html?itemId=/content/publication/2dcf1367-en&_csp_=177392f5df53d89c9678d0628e39a2c2&itemIGO=oecd&itemContentType=book#component-d1e206-b5cd116b47
https://www.oecd-ilibrary.org/sites/2dcf1367-en/1/3/1/1/index.html?itemId=/content/publication/2dcf1367-en&_csp_=177392f5df53d89c9678d0628e39a2c2&itemIGO=oecd&itemContentType=book#component-d1e206-b5cd116b47
https://www.oecd-ilibrary.org/sites/2dcf1367-en/1/3/1/1/index.html?itemId=/content/publication/2dcf1367-en&_csp_=177392f5df53d89c9678d0628e39a2c2&itemIGO=oecd&itemContentType=book#component-d1e206-b5cd116b47
https://www.oecd-ilibrary.org/sites/2dcf1367-en/1/3/2/18/index.html?itemId=/content/publication/2dcf1367-en&_csp_=177392f5df53d89c9678d0628e39a2c2&itemIGO=oecd&itemContentType=book#component-d1e206-b5cd116b47
https://www.oecd-ilibrary.org/sites/2dcf1367-en/1/3/2/18/index.html?itemId=/content/publication/2dcf1367-en&_csp_=177392f5df53d89c9678d0628e39a2c2&itemIGO=oecd&itemContentType=book#component-d1e206-b5cd116b47
https://public.flourish.studio/story/2315218/
https://public.flourish.studio/story/2315218/
https://www.bmz.de/resource/blob/125614/20-tab-5-a1-oda-der-bundeslaender-2017-2022.pdf
https://www.bmz.de/resource/blob/125614/20-tab-5-a1-oda-der-bundeslaender-2017-2022.pdf
https://www.bmz.de/resource/blob/125622/20-tab-3-b3-1-mittelherkunft-der-bi-und-multilaterale-oda-2020-2022.pdf
https://www.bmz.de/resource/blob/125622/20-tab-3-b3-1-mittelherkunft-der-bi-und-multilaterale-oda-2020-2022.pdf
https://www.bmz.de/resource/blob/125622/20-tab-3-b3-1-mittelherkunft-der-bi-und-multilaterale-oda-2020-2022.pdf
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ausmacht. Die 2024 im BMZ-Haushalt vorge-
sehenen 11,2 Mrd. Euro entsprechen einem 
Anteil von 2,35 Prozent des Bundeshaushal-
tes. Zu beachten ist, dass über die Finanzielle 
Zusammenarbeit (FZ) viele Investitionen als 
Kredite bereitgestellt werden, die später an den 
Bundeshaushalt zurückfließen. Der Bundes-
haushalt 2024 rechnet mit entsprechenden 
Tilgungen in Höhe von 661 Mio. Euro. 

Zweitens, das Auswärtige Amt (AA), das seit 
Mai 2012 für die humanitäre Hilfe zuständig 
ist. Insgesamt sind 2024 im Haushalt des 
AA für den Bereich Frieden und Sicherheit, 
unter den die humanitäre Hilfe fällt, Mittel in 
Höhe von 3,5 Mrd. Euro vorgesehen. Damit 
ist die humanitäre Hilfe eine zentrale Säule 
für besonders schwierige Notsituationen 
(Gaza oder die Ukraine). Diese Leistungen 
werden als ODA gemeldet. 

Strategien und Reformen 
Die veränderten internationalen Kontexte und 
neuen Debatten in Deutschland machen eine an-
dere längerfristige Perspektive auf Entwicklungs-
politik erforderlich, die ihre Grundlagen (Ziele, 
struktureller Reformbedarf etc.) und Verände-
rungsnotwendigkeiten stärker in den Blick nimmt. 
Hierzu folgen fünf Empfehlungen: 

(i) „Offene strategische Autonomie“ für  
Entwicklungspolitik 

In den vergangenen Jahren reagierten die deut-
sche und europäische Entwicklungspolitik auf den 
sehr dynamischen internationalen Kontext. Dabei 
spielen unmittelbare Eigeninteressen eine mittler-
weile stärkere Rolle. Hinzu kommt die Beteiligung 
an der Bereitstellung globaler öffentlicher Güter, 
von denen alle Länder profitieren. Unabhängig da-
von, ob diese Länder in der EU oder im Globalen 
Süden sind. Dies gilt insbesondere für das Ziel, 
die Klimakrise durch verringerte Emissionen zu 
bekämpfen oder für Themen der globalen Ge-
sundheit (etwa Covid und Ebola). 

Dieser Policy Brief argumentiert, dass Entwick-
lungspolitik bei diesen zentralen Anliegen einen 
wesentlichen eigenständigen Beitrag leistet und 
leisten sollte. (i) Der konzeptionelle Beitrag der 

Box 2: Wirkungen 

Grundsätzlich besteht für die deutsche Entwicklungspolitik ein engmaschiges Kontroll-, Monitoring- 
und Evaluierungsnetz, um die inhaltliche und treuhänderische Verwendung der Haushaltsmittel zu be-
aufsichtigen. So lässt sich mit Blick auf Risiken der Mittelfehlverwendung feststellen, dass diese ledig-
lich punktuell vorkommen und Präventions- und Kontrollansätze wirksam sind (Antwort der Bundesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage im Bundestag; Drs. 20/11363). 

Wichtig sind – mit unterschiedlichen Mandaten – der Fachausschuss des Deutschen Bundestages 
(Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung), die Prüfungen des Bundesrech-
nungshofes und ein umfassendes Evaluierungssystem. Hinzu kommen oft wenig wahrgenommene 
internationale Mechanismen, wie der regelmäßige Prüfbericht (Peer Review) durch den DAC sowie die 
Monitoringrunden durch die Global Partnership for Effective Development Cooperation. Weitere Ana-
lysen unabhängiger Institutionen geben zusätzliche Einblicke, etwa der jährliche Commitment to De-
velopment Index des Center for Global Development (CGD). 

Es wäre sinnvoll, die deutsche Entwicklungspolitik weiter zu optimieren. Etwa durch mehr Evidenzori-
entierung bei Entscheidungsprozessen und indem internationale Lernerfahrungen stärker angewandt 
werden (Esser & Janus, 2023; Marschall, 2022). Internationale und ländervergleichende Analysen soll-
ten bei Entscheidungsprozessen systematischer genutzt werden, um strategische Ziele (wie den Ab-
bau von Direktleistungen in der Entwicklungszusammenarbeit) vorzugeben. 
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Entwicklungspolitik besteht in einer systemischen 
Sicht: Fragen globaler nachhaltiger Entwicklung 
werden mit Fokus auf Länder und Gesellschaften 
des globalen Südens bearbeitet. Dies berücksich-
tigt eigene Anliegen Deutschlands und Europas, 
geht aber darüber hinaus. (ii) Der konkrete Beitrag 
ergibt sich aus einer Kombination von operativem 
Wissen (wie lassen sich mit Partnern auch unter 
schwierigen Bedingungen Veränderungen errei-
chen) und strukturellen Ansätzen (Reformen glo-
baler Politiken etwa bei den multilateralen Ent-
wicklungsbanken oder den Vereinten Nationen) 
oder auch einzelnen Partnerländern (wie die Ar-
beit mit Partnern jenseits von Regierungen, etwa 
in einem autokratischen Kontext). 

„Offene strategische Autonomie“ (in Anlehnung an 
Positionierungsdebatten der EU) macht deutlich, 
dass Offenheit für unterschiedliche Politikbereiche 
und Akteure und deren jeweilige Anliegen benö-
tigt wird. Dafür ist zugleich aber ein gewisser 
Grad an Autonomie erforderlich, damit das Poli-
tikfeld erfolgreich gestalten kann. Dies bedeutet, 
dass beispielsweise ein europäisches Angebot 
zur Kooperation mit afrikanischen Partnern die 
Bestrebungen etwa von China und Russland ein-
bezieht, ihre Einflussräume zu erweitern. Und 
dass zugleich anderen Sichtweisen ein großes 
Gewicht eingeräumt wird (Interessen der Part-
nerländer und Bevölkerungen, die gerade in ei-
nem Multialignment einen Vorteil sehen) und so 
ein Mehrwert geschaffen wird (etwa Netzwerke in 
Ländern jenseits von intergouvernementalen Be-
ziehungen).  

Entwicklungspolitik ist vor diesem Hintergrund ein 
politisches Gestaltungselement, das wichtige 
deutsche und europäische Interessen bedient. 
Dies gilt vor allem in einem Umfeld, das zuneh-
mend geopolitisch definiert ist. Es bringt eigene, 
langfristige Sichtweisen im Vergleich zu anderen 
Politikfeldern ein. Dies ist ein Mehrwert, den eine 
offene strategische Autonomie unterstützen kann. 
Wichtig ist dabei, nicht in eine krude Interessens-
politik durch Entwicklungspolitik abzurutschen, 
sondern die offene strategische Autonomie so zu 
nutzen, dass sie gerade die Interessen der Part-
ner zentral berücksichtigt. 

Empfehlung: Politische Akteure (v. a. BMZ, AA, 
Bundestag, Think-Tanks, Zivilgesellschaft) in 
Deutschland sollten die strukturellen Erwartungen 
an das Politikfeld sehr viel strategischer reflektie-
ren und in ihre Programmatiken einbauen. Die 
entwicklungspolitischen Debatten in Deutsch-
land verlaufen bislang zu kleinteilig. 

(ii) Ziele neu definieren 

Obwohl sich die entwicklungspolitische Realität in 
den vergangenen Jahren stark verändert hat, 
wird Entwicklungspolitik im öffentlichen und poli-
tischen Diskurs weiterhin verengt auf ihre altruis-
tischen, humanitären Ziele wahrgenommen. Das 
Politikfeld hat es nur unzureichend vermocht, 
sich als Gestaltungsinstrument, das dazu dient, 
den globalen Herausforderungen zu begegnen 
und als zentraler Kooperationsansatz mit Part-
nern aus dem Globalen Süden zu präsentieren. 
Entwicklungspolitik sollte exakter definieren kön-
nen, welches Potenzial jenseits von partnerschaft-
licher Unterstützung liegt.  

Entwicklungspolitik ist ein zentrales Element von 
Soft Power. Dies gilt für China, die Türkei und ge-
nauso für die USA und Deutschland. Soft Power 
im Sinne von Joseph Nye ist eine Form der 
Machtausübung und für Gestaltungsmöglichkei-
ten durch die Überzeugungs- und Anziehungs-
kraft eines Akteurs. Sie ist nachweisbar vorteil-
haft, um internationale politische Entscheidun-
gen zu beeinflussen, sie ist aber auch ein ökono-
mischer Wettbewerbsvorteil. Neben anderen An-
sätzen (etwa Studierende aus dem Ausland) ist 
die Entwicklungspolitik eines Landes belegbar ein 
zentraler Pfeiler von Soft Power (Singh &  
Macdonald, 2017).  

In einem internationalen politischen Umfeld, das 
immer mehr auf „gemischte Allianzen“ von Län-
dern mit unterschiedlichen Identitäten angewiesen 
ist („Westen“, „Globaler Süden“, regionale Zu-
schreibungen etc.), ist es sinnvoll hervorzuheben, 
wie Entwicklungspolitik seine intergouvernemen-
talen Beziehungen, aber auch nicht staatlichen 
Netzwerke (etwa die politischen Stiftungen und 
Think-Tanks) besser nutzen kann. 



IDOS Policy Brief 26/2024 

 9 

Ein solches Potenzial besteht nicht zuletzt mit 
Blick auf weiter fortgeschrittene Entwicklungslän-
der (etwa Indien) oder selbst Länder, die in abseh-
barer Zeit international nicht mehr als Entwick-
lungsländer eingestuft werden (v. a. China, aber 
auch Länder wie die Türkei u. a.). Es ist wichtig, 
zu diesen Ländern Dialogmöglichkeiten zu eröff-
nen, um sich über Normen und Standards (etwa 
mit Blick auf die chinesischen Entwicklungsinitiati-
ven) austauschen zu können. 

Empfehlung: Insbesondere in der Entwicklungs-
politik findet in Deutschland ein kaum auflösbarer 
Diskurs statt, der nur Wahlmöglichkeiten zwi-
schen „Werten“ und „Interessen“ eröffnet. Wird 
aber Entwicklungspolitik als Soft-Power-Ansatz 
verstanden, ergibt sich, dass Interessen und Per-
spektiven von Partnern den eigenen Motiven nicht 
entgegenstehen müssen. Die deutsche Diskus-
sion aber wird diesem Ansatz bislang nur bedingt 
gerecht.  

(iii) Schnittstellenmanagement und  
ministerielle Zuschnitte 

Die Frage des ministeriellen Zuschnitts von Poli-
tikfeldern und das Schnittstellenmanagement zwi-
schen Bundesministerien spielen bei Regierungs-
bildungsprozessen und der politischen Analyse 
(etwa durch die Medien) eine große Rolle. Dies gilt 
umso mehr in Deutschland, wo sich einerseits Re-
gierungen bislang immer aus mindestens zwei 
Koalitionsparteien zusammensetzten. Dies fördert 
in einer Regierung eher die Wettbewerbsele-
mente, beispielsweise zwischen den außenorien-
tierten Ressorts. Andererseits auch aufgrund ei-
nes ausgeprägten Ressortprinzips, das den jewei-
ligen Ministern oder Ministerinnen grundgesetz-
lich viel Selbstständigkeit und Eigenverantwor-
tung garantiert. 

Für das BMZ ergeben sich hieraus vor allem drei 
grundsätzliche Herausforderungen oder Fragen: 

Erstens wird in der politischen Debatte regel- 
mäßig die Frage nach der Sinnhaftigkeit eines ei-
genständigen Entwicklungsministeriums gestellt 
(so etwa mehrfach von der FDP). Typischerweise 
fordern Befürworter einer Zusammenlegung 

(bspw. Christoph Heusgen, Wolfgang Ischinger), 
dass sie unter dem Dach des Auswärtigen Amtes 
erfolgt. Es gibt auch diametral entgegengesetzte 
Vorschläge, die das BMZ aufwerten wollen oder 
ein neu ausgerichtetes Ressort für globale Fragen 
fordern (zuletzt etwa der CSU-Politiker Stefinger). 

Oft wird auf den unter Premierminister Boris John-
son im Jahr 2020 erfolgten britischen Zusammen-
schluss des früheren eigenständigen Entwick-
lungsministeriums (DfID) mit dem Außenministe-
rium zu einem Foreign, Commonwealth and Deve-
lopment Office (FCDO) verwiesen. Doch ange-
sichts vielfältiger Faktoren (Global Britain-Ansatz 
nach dem Brexit; einschneidende Kürzung des 
Entwicklungsbudgets etc.) liefert dieses Beispiel 
keine unterstützende Evidenz zugunsten einer Zu-
sammenlegung. Einige Beobachter gehen davon 
aus, dass ohne eine Zusammenlegung die meis-
ten Synergien in Großbritannien hätten erzielt 
werden können. Insofern wären die erheblichen 
Kosten einer Zusammenlegung vermeidbar ge-
wesen. 

Zweitens war das 1961 geschaffene BMZ zu-
nächst ein „Koordinierungsministerium“, welches 
schrittweise weitere Zuständigkeiten erhielt. Zu-
gleich wurde über die Zeit die Koordination der 
deutschen Entwicklungspolitik zunehmend an-
spruchsvoller. Dies zeigt sich etwa daran, dass 
nur rund ein Drittel der von Deutschland gemelde-
ten ODA-Mittel aus dem BMZ stammen. Die Prüf-
berichte des DAC etwa sprechen diese Herausfor-
derung immer wieder an (zuletzt OECD, 2021). 

Der Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP 
aus dem Jahr 2021 sieht vor, wirkungsvoller zu 
koordinieren: „Wir werden die ODA-Mittel auf Bun-
desebene unter den zuständigen Ressorts stärker 
koordinieren, um sie wirkungsvoller nutzen zu 
können.“ Hierzu wurde 2023 vom BMZ auf Staats-
sekretärsebene ein Austausch initiiert. Bislang ist 
nicht erkennbar, dass dieses Gremium die Arbeit 
der verschiedenen Ressorts wirksam koordiniert.  

Drittens wäre es in Deutschland inhaltlich und aus 
Effizienzgründen sinnvoll, humanitäre Hilfe und 
Entwicklungszusammenarbeit erneut zusammen-
zulegen. Es gibt ausgeprägte Überschneidungen 

https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/heusgen-und-ischinger-aussen-und-entwicklungspolitik-aus-einem-guss-17570643.html
https://table.media/africa/interview/bmz-darf-kein-anhaengsel-des-aa-werden/
https://www.idos-research.de/uploads/media/Deutsches_Institut_fuer_Entwicklungspolitik_Ashoff_04.09.2014.pdf
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und es wäre ein großer Vorteil, die Kompetenzen 
zu bündeln, um in oftmals schwierigen Ländern 
Maßnahmen durchzuführen. 

Empfehlung: Das Schnittstellenmanagement in 
deutschen Bundesregierungen ist herausfordernd 
und oft wenig effektiv. Diese Schwierigkeit hat sich 
etwa bei der Debatte um einen nationalen Sicher-
heitsrat gezeigt. Für die deutsche Entwicklungs-
politik sollten die politischen Parteien frühzeitig vor 
den kommenden Bundestagswahlen über wirk-
same Koordinierungsmöglichkeiten nachdenken. 
Optionen sollten differenzierter sein als bloße Zu-
schnitte von Ministerien. Zugleich sprechen gute 
Gründe dafür, ein eigenständiges entwicklungs-
politisches Ressort fortzusetzen. 

(iv) Reformen bei der Umsetzung 

Bei entwicklungspolitischen Umsetzungsfragen 
sind folgende Punkte besonders relevant: 

Angebots- statt Nachfrageorientierung: Die 
programmierbaren bilateralen Mittel des BMZ fol-
gen einer Zuordnung nach Titeln, die inhaltlich oft 
nicht begründbar erscheint, den Partnerländern 
wenig Wahlmöglichkeiten eröffnet und Wettbe-
werb weitgehend reduziert. Die großen Budgettitel 
der bilateralen Zusammenarbeit sind unterteilt in 
bilaterale finanzielle und bilaterale technische Zu-
sammenarbeit. Die Zuteilung der Mittel an die bei-
den großen Durchführungsorganisationen GIZ 
und KfW Entwicklungsbank erfolgt ohne Aus-
schreibungen. Die Umsetzung der Technischen 
Zusammenarbeit (TZ) wird weitgehend als Direkt-
leistung durch die GIZ erbracht; hierauf weist der 
Bundesrechnungshof immer wieder hin. Also ha-
ben sowohl das BMZ als auch die Partnerländer 
nicht die Möglichkeit, etwa den Anteil von TZ und 
FZ zu variieren. Außerdem sind sie bei der Um-
setzung auf die GIZ festgelegt und können nicht 
unter verschiedenen Angeboten von unterschied-
lichen Dienstleistern auswählen.  

Es wäre sinnvoll, Optionen dafür zu entwickeln, 
wie die Bundesregierung Veränderungen herbei-
führen kann, um mehr Wettbewerb, mehr Wahl-
möglichkeiten für die Partner und damit letztlich 
auch mehr Wirkungen zu ermöglichen. Relativ 

leicht umsetzbare Maßnahmen wären beispiels-
weise solche, die sich auf flexiblere Nutzungs-
möglichkeiten der Haushaltstitel beziehen (etwa 
durch sogenannte gegenseitige Deckungsfähig-
keit der TZ- und FZ-Titel oder durch weiterge-
hende Reformüberlegungen). 

Neuer Typus von komplexen „Paketansätzen“: 
Entwicklungszusammenarbeit als Element größe-
rer „Paketansätze“ in Form von JETPs, der Glo-
bal-Gateway-Initiative oder Ansätzen zum Migra-
tionsmanagement liegen Motivationen, Planungs- 
und Abstimmungsprozesse zugrunde, die nicht al-
lein oder nur in kleineren Anteilen auf entwick-
lungspolitischen Logiken beruhen. Trotz der enor-
men Relevanz dieser „Paketansätze“ nimmt diese 
Veränderung bislang nur wenig Raum in entwick-
lungspolitischen Debatten ein. Konzeptionelle 
Diskussionen sollten sich mehr mit der Frage be-
fassen, wie politikbasierte Finanzierungen (Policy-
based Lending) genutzt werden können und wie 
sie noch zielgerichteter Reformen und Transfor-
mationsprozesse jenseits kleinteiliger Projektan-
sätze umfassend unterstützen können. Sinnvoller-
weise sollten insbesondere politikbasierte Finan-
zierungen eine stärkere Rolle spielen, wenn gro-
ßen Herausforderungen begegnet werden muss.  

Empfehlung: Was den Grad der Partnerschaft-
lichkeit in der Kooperation oder die Wirksamkeit 
und Effizienz der EZ angeht, werden bislang zent-
rale Fragen der Umsetzung weitgehend ausge-
klammert. Wichtig wäre es daher, insbesondere 
das Thema Direktleistungen auf die entwicklungs-
politische Tagesordnung zu setzen.  

(v) Umgang mit populistischen und rechts-
nationalen Strömungen 

Seit 2023 haben die Partei „Alternative für 
Deutschland“ und andere rechtsnationale oder 
populistische Strömungen versucht, Entwick-
lungspolitik verstärkt zum politischen Angriffsziel 
zu machen. Dies erfolgte oftmals anhand von (ge-
legentlich scheinbar bizarren) Einzelbeispielen. 
Es ist wichtig, sich in Erinnerung zu rufen, dass Po-
pulismus ein Politikstil ist (Bergmann, Keijzer & Ha-
ckenesch, 2024), der bestehende normative Kon-
sense einer Gesellschaft angreift und systema-
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tisch Ausgrenzungen und Feindbilder nutzt. Wis-
senschaftsfeindlichkeit zählt dazu und dass Min-
derheiten in der Bevölkerung Gegenstand typi-
scher Ausgrenzungsstrategien sind. Also hat po-
pulistische Kritik nicht zum Ziel, mögliche Miss-
stände zu beheben, sondern sie will den gesell-
schaftlichen Konsens auflösen. Dieser Aspekt ist 
wichtig, um eine Abgrenzung zu wichtigen kriti-
schen Diskussionen vorzunehmen, die beispiels-
weise evidenzbasierte Gründe gegen die Wirk-
samkeit von EZ vorbringen. 

Der Umgang mit populistischen Argumentations-
mustern ist herausfordernd. Dies gilt vor allem 
dann, wenn diese Argumentationsmuster von po-
litischen Akteuren und Medien aufgegriffen wer-
den, die nicht oder nicht eindeutig einem Spekt-
rum jenseits der demokratisch notwendigen Mei-
nungsvielfalt zuzuordnen sind. Dieses Problem 
zeigte sich, als das bekannte Projektbeispiel 
„Radwege in Peru“ in Deutschland vielfach medial 
verbreitet wurde. 

Typischerweise lassen sich als Reaktion auf po-
pulistisch initiierte Debatten zwei Muster unter-
scheiden: (i) Das Entkräften von populistischen 
Scheinargumenten durch wissensbasierte Argu-
mente, (ii) das Ignorieren von entsprechenden 
politischen Angriffsmustern. In der Realität 
scheint die situative Kombination aus beiden 
Mustern zu überwiegen.  

Empfehlung: In den Transparenzinitiativen (ein-
schließlich des Transparenzportals des BMZ) der 
deutschen Entwicklungspolitik liegt ein demokra-
tischer Zugewinn. Sie bieten offenbar ebenso 
neue Angriffsmöglichkeiten, aber ermöglichen 
zugleich konstruktiv-kritische Debatten. Entwick-
lungspolitik sollte noch gezielter Erkenntnisse 
anderer Politikfelder darüber nutzen, wie die ge-
sellschaftlich unterminierenden politischen Kam-
pagnen wirksam begrenzt werden können (Ge-
genkampagnen etc.). Die demokratisch orientier-
ten Parteien, die im Bundestag vertreten sind, 
sollten sich bemühen, ihren entwicklungspoliti-
schen Konsens zu erneuern. 
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